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Die Woche im Blick | Bilanzrecht und Betriebswirtschaft

DasBundeskabinett hat am16.12.2020denRegierungsentwurf einesGesetzes zur Stärkungder Finanzmarktintegrität beschlossen.

Die wesentlichen Regelungen hinsichtlich der Abschlussprüfung umfassen folgende Punkte (Neu auf WPK.de vom 17.12.2020):

„Vorgesehen sind zehn Jahre Höchstlaufzeit für alle Abschlussprüfungsmandate bei Unternehmen von öffentlichem Interesse. Der

Umfang verbotenerNichtprüfungsleistungenbei PrüfernvonUnternehmenvonöffentlichem Interesse soll deutlichausgeweitetwer-

den. Dafür sollen die bisherigen deutschen Ausnahmeregelungen aufgehobenwerden, die inWahrnehmung der EU-Mitgliedstaa-

tenwahlrechte nach Art. 5, 17 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 erlassenwordenwaren. Zudem soll die zivilrechtliche Haftung des

Abschlussprüfers gegenüber dem geprüften Unternehmen verschärft werden. Danach sollen die Haftungshöchstgrenzen für die Prü-

fung kapitalmarktorientierterUnternehmenmit 16 Mio. Euro, für die Prüfungnicht kapitalmarktorientierter Kreditinstitute undVer-

sicherungsunternehmenmit 4 Mio. Euro und für die Prüfung sonstiger Unternehmenmit 1,5 Mio. Euro festgelegtwerden. Für grob

fahrlässiges Verhalten soll es künftig keine Haftungshöchstgrenze mehr geben. Das hergebrachte, auf die Wirklichkeit der Ab-

schlussprüfung zugeschnittene besondere handelsrechtliche Haftungssystem für Gehilfen des Abschlussprüfers nach § 323 Abs. 2

Satz 3 HGB soll erhalten bleiben (keine Anwendung der allgemeinen Zurechnungsregeln des bürgerlichen Rechts) und zukünftig

neben Vorsatz auch grobe Fahrlässigkeit der Gehilfen erfassen. Damit sich die erhöhten Haftsummen des HGB nicht über den Ver-

weis aus derWPO in das HGB auf dieMindestversicherungssumme füralle Berufsangehörigen und Berufsgesellschaften auswirken, soll

die Mindestversicherungssumme von aktuell 1 Mio. Euro je Versicherungsfall zukünftig unmittelbar in der WPO selbst festgelegt

werden. Zusätzlich soll nach dem Vorbild der Steuerberater und Rechtsanwälte die Möglichkeit einer Maximierung des Versiche-

rungsschutzes eingeführtwerden. ImBilanzstrafrecht ist eine Strafschärfungvondrei auf bis zu fünf Jahre Freiheitsstrafe […] für den

Fall vorgesehen,dassderAbschlussprüfereinen inhaltlichunrichtigenBestätigungsvermerk zudemAbschluss einesUnternehmens

von öffentlichem Interesse erteilt. Auch leichtfertiges Verhalten soll künftig strafbar sein.“ – In BB 3 wird Kirsch auf der Ersten Seite

den Regierungsentwurf kommentieren; zum Referentenentwurf s. die Beiträge von Veidt/Uhlmann, BB 2020, 2608ff., und des Ar-

beitskreisesBilanzrechtHochschullehrerRechtswissenschaft, BB2020, 2731ff.
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Rechnungslegung
IASB: Bitte um Informationsübermittlung zu

IFRS 10, IFRS 11 und IFRS 12

Der International Accounting Standards Board

(IASB)hatam9.12.2020eineBitteumInformations-

übermittlung(Request for Information–RFI) zuden

IFRS-Standards für die Konzernrechnungslegung –

IFRS 10 „Consolidated Financial Statements“, IFRS

11 „Joint Arrangements“ und IFRS 12 „Disclosure of

Interests inOther Entities“veröffentlicht).DerRFI ist

Teil des Post-Implementation Review (PIR) dieser

Standards und bittet um Rückmeldungen zur An-

wendungder Standardsundzuden Informationen,

die den Nutzern der Jahresabschlüsse zur Verfü-

gung gestellt werden. Der IASB wird die Rückmel-

dungenzumRFInutzen,umfestzustellen,obweite-

re Maßnahmen erforderlich sind. Stellungnahmen

könnenbiszum10.5.2021eingereichtwerden.
(www.drsc.de)

IPSASB: Unverbindliche Änderungen an

IPSAS 41 „Finanzinstrumente“

-tb- Der International Public Sector Accounting

Standards Board (IPSASB) hat am 10.12.2020 eine

Verlautbarung mit unverbindlichen Änderungen

an IPSAS 41 „Finanzinstrumente“ veröffentlicht.

Die Änderungen sollen die Anforderungen für

die Klassifizierung, den Ausweis und die Bewer-

tung von spezifischen Finanzinstrumenten von

Unternehmen des öffentlichen Sektors verdeutli-

chen. Die Verlautbarung betrifft insbesondere

die folgenden Instrumente: Währungsgold, Um-

laufwährung, IWF-Quotenzeichnungen, IWF-Son-

derziehungsrechte. Die vollständige Pressemittei-

lung ist unter https://www.ipsasb.org abrufbar.

EU: Übernahme der Änderungen an IFRS 4

-tb- Die Europäische Union (EU) hat am 16.12.2020

die IASB-Verlautbarung zur Verlängerung der vor-

übergehenden Befreiung von der Anwendung von

IFRS 9 (Änderungen an IFRS 4) übernommen. Die

befristeteBefreiungvonderAnwendungvon IFRS9

(Finanzinstrumente) in IFRS4 (Versicherungsverträ-

ge)wirddamitumzweiJahreverlängert, sodassAb-

schlüsse ab dem 1.1.2023 IFRS 9 i.V. m. IFRS 4 be-

rücksichtigenmüssen. Die zugehörige Verordnung

istunterhttps://eur-lex.europa.euabrufbar.

EU-Kommission: Aktualisierte Basistaxono-

mie 2020 als ESEF-VO übernommen

Am 18.12.2020 wurde die dritte Version der dele-

gierten Verordnung (EU) 2020/1989 der EU-Kom-

missionvom6.11.2020zurErgänzungderRichtlinie

2004/109/EGdesEuropäischenParlamentsunddes

Rates imHinblick auf technischeRegulierungsstan-

dards fürdieSpezifikationeineseinheitlichenelekt-

ronischen Berichtsformats (ESEF) im Amtsblatt der

EU veröffentlicht. Diese Verordnung ändert die bis-

herige Fassungder Verordnung (EU) 2019/815 vom

16.12.2019.HiermitwirddiefürESEFzuverwenden-

de neue Fassung der Basistaxonomie der European

Securities andMarkets Authority (ESMA) übernom-

men. Sie basiert nunmehr aufder imMärz2020von

der IFRS-Stiftung veröffentlichten jährlichenAktua-

lisierung 2020 der IFRS-Taxonomie. Das Taxonomie

Update 2020 gilt für Geschäftsjahre, die am oder

nachdem1.1.2021beginnen.DenEmittenten istes

jedoch gestattet, die Basistaxonomie 2020 bereits

auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach

dem1.1.2020beginnen.
(www.drsc.de)

Europäisches Parlament und Rat: Grünes

Licht für ESEF-Verschiebung

Am 11.12.2020 haben das Europäische Parla-

ment und der Rat einer Änderung der Transpa-

renzrichtlinie zugestimmt, die es den Mitglied-

staaten ermöglicht, die Anwendung der Anfor-

derungen des ESEF für die Jahresfinanzberichte

kapitalmarktorientierter Unternehmen um ein

Jahr zu verschieben, sofern sie dies der Kom-

mission unter Darstellung der Gründe mitteilen.

Ob dieses Mitgliedstaatenwahlrecht auch in

Deutschland umgesetzt werden wird, bleibt ab-

zuwarten. Ohne Umsetzung des Mitgliedstaa-

tenwahlrechts bliebe es für „Inlandsemittenten“

in Deutschland bei der Anwendung der ESEF-

Regelungen auf Geschäftsjahre, die nach dem

31.12.2019 beginnen. Die WPK begrüßt dieses

Mitgliedstaatenwahlrecht ausdrücklich, da den

betroffenen Unternehmen dadurch zusätzliche

Zeit eingeräumt werden könnte, um die erfor-

derlichen organisatorischen und technischen

Anpassungen vorzunehmen und zu testen. Die

Nachricht „Coronavirus: EU agrees to rules to

make it easier for firms to raise capital through

the ,EU Recovery Prospectus ,“ ist unter ec.euro

pa.eu veröffentlicht.
(Neu auf WPK.de vom 14.12.2020)

DRSC: Bericht über die 94. Sitzung des IFRS-

FA und die 16. Sitzung des Gemeinsamen FA

94. Sitzung des IFRS-FA

Zu Beginn erörterte der IFRS-Fachausschuss

(FA) des Deutschen Rechnungslegungs Stan-

dards Committee (DRSC) erneut den Entwurf

der Indossierungsempfehlung von EFRAG zu
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